Leitfaden zum Umgang mit Schulpflichtverletzungen:

Die Vollzeitschulpflicht dauert zehn Schuljahre. Die Berufsschulpflicht, die sich an die Vollzeitschulpflicht anschließt, dauert in der Regel solange ein Berufsausbildungsverhältnis besteht, das vor Vollendung des 21. Lebensjahres begonnen worden ist. Für Schülerinnen und Schüler ohne Ausbildungsverhältnis endet die Berufsschulpflicht mit Ablauf des Schuljahres, in dem sie das 18. Lebensjahr vollenden. Dies gilt auch für Schülerinnen und Schüler, die nach Beendigung der Vollzeitschulpflicht weiterhin eine weiterführende allgemein bildende Schule besuchen.

Bei unregelmäßiger Teilnahme am Unterricht ist die Schule zunächst gehalten, mittels pädagogischer Maßnahmen (Beratung, Ordnungsmaßnahmen etc.) auf Schüler und Eltern einzuwirken. 

Bleiben diese Maßnahmen ohne Erfolg, kann die Schulpflichtverletzung mit einem Bußgeld geahndet werden. Dabei handelt ordnungswidrig, wer fahrlässig oder vorsätzlich als Erziehungsberechtigte nicht dafür Sorge trägt, dass die/der Schulpflichtige am Unterricht und an den sonstigen Veranstaltungen der Schule regelmäßig teilnimmt bzw. wer als Schüler oder Schülerin nach Vollendung des 14. Lebensjahres die Schulpflicht nicht erfüllt. Diese Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 1.000 EUR geahndet werden. 

Neben dem über einen längeren Zeitraum hinausgehenden Fernbleiben vom Unterricht sind regelmäßig auch eigenmächtige Ferienverlängerungen von wenigen bzw. einem Tag Gegenstand eines Bußgeldverfahrens. In diesem Fall wird grundsätzlich pro Tag und Erziehungsberechtigten ein Bußgeld in Höhe von 80 EUR/pro Kind erhoben.

Im Hinblick auf die Wiederherstellung eines regelmäßigen Schulbesuchs sollten Versäumnisanzeigen möglichst drei Monate nach dem ersten Schulversäumnis gefertigt werden. Insoweit ist auch zu berücksichtigen, dass die Verfolgung von Ordnungswidrigkeiten wegen Schulpflichtverletzung regelmäßig in sechs Monaten verjährt. 

Hinweis:

Unmittelbar vor und im Anschluss an die Ferien besteht ein grundsätzliches Beurlaubungsverbot. Ausnahmen sind nur in nachweislich dringenden Fällen möglich. Dabei muss auf jeden Fall nachgewiesen werden, dass die Beurlaubung nicht auf eine Verlängerung der Schulferien abzielt. Beurlaubungen, die allein den Zweck haben, günstigere Reisetermine wahrnehmen zu können oder möglichen Verkehrsspitzen zu entgehen, scheiden damit aus. Beurlaubungsanträge sind schriftlich und rechtzeitig (mindestens eine Woche vorher) an die Schule zu richten.

Ablaufplan Schulpflichtverletzung:

	Nr.
	Fehltage
	Handlungsschritt
	Rechts-grundlage
	Was ist konkret zu tun?
	Formblatt

	1. 
	nach 1-3 Tagen
	Erzieherische Einwirkung
	§ 53 Abs. 2

SchulG
	Gespräche/ Anruf / ggf. Hausbesuch
Protokoll über Zeit und Inhalt/Ergebnis des Gesprächs/Vermerk in der Akte
	

	2. 
	- am vierten Fehltag 

(15 unentschuldigte Stunden)
	Einschaltung Schulsozialarbeit
	
	· Gespräch mit Schulsozialarbeit

· Brief Schulversäumnis

· ggf Hausbesuch
	Schulversäumnis (1)

	3. 
	
	Hausbesuch
	
	· Hausbesuch (Kurzbericht in Akte)
	

	4. 
	- falls Beratungstermin nicht angenommen wird und/oder das Kind immer noch fehlt
	Einschaltung des

Jugendamtes
	§ 27 ADO
	Mitteilung an das Jugendamt
	Einleitung von Maßnahmen (2)

	5. 
	- nach einer weiteren Woche, sofern keine Rückmeldung erfolgt/ weiter gefehlt wird
	Einleitung eines

Bußgeldverfahrens 

(max. 1000€)
	§ 126 Abs. 1

SchulG
	Versäumnisanzeige an das Schulamt 
	Anzeige (3)

	6. 
	Kind fehlt weiter trotz Bußgeldbescheid
	Hausbesuch
	
	Hausbesuch (Kurzbericht in Akte)
	

	7. 
	Kind fehlt weiter
	Einleitung eines

Bußgeldverfahrens 

(max. 1000€)
	
	Weitere Versäumnisanzeige an das Schulamt
	Anzeige (3)


	Ab 100 entschuldigten Fehlstunden (Attestpflicht)

	Fehlt ein Schüler immer mal wieder, werden die Fehltage summiert und bei entsprechender Anzahl, nach Maßgabe wie oben behandelt

	Das unentschuldigte Fehlen vor und nach den Ferien wird ohne vorherige Anmahnung mit einem Bußgeld belegt. (80 Euro pro Tag)


· Bei Kindern vor Vollendung des 14. Lebensjahres wird grundsätzlich nur gegen die Eltern ein Verfahren eingeleitet. Briefe und Gesprächseinladungen werden an Eltern geschickt.

· Bei Kindern nach Vollendung des 14. Lebensjahres kann 

· ein Verfahren nur gegen die Eltern eingeleitet werden.

· ein Verfahren nur gegen das schulpflichtige Kind eingeleitet werden (die Eltern erhalten eine Abschrift des Schreibens an die Schüler).
· ein Verfahren gegen die Eltern und parallel dazu gegen das schulpflichtige Kind eingeleitet werden (die Eltern erhalten eine Abschrift des Schreibens an die Schüler)
